
Bestellsystem

Bei den Berliner Stadtbezirksgerichten wird zu den 
Sprechzeiten am Donnerstag vor allem mit dem Be­
stellsystem gearbeitet. Der Bürger erhält nach Vor­
anmeldung, die auch telefonisch erfolgen kann, inner­
halb einer Frist von neun Tagen einen genauen Termin 
(Tag und Stunde), an dem sein Antrag entgegengenom­
men wird, sofern nicht die sofortige Aufnahme des An­
trags aus Gründen, die der Bürger angibt, notwendig 
oder zweckmäßig ist. Gleichzeitig wird dem Bürger 
mitgeteilt, welche Unterlagen er mitzubringen hat und 
welche Angaben er bei Aufnahme des Antrags machen 
muß.
Selbstverständlich können die Bürger auch an jedem 
anderen Sprechtag die Rechtsantragstelle aufsuchen. 
Jedoch sind dann keine Vorbestellungen möglich, es 
sei denn, daß ein Bürger aus zwingenden Gründen 
(z. B. Schichtarbeit) sein Anliegen nur an diesem Tage 
zu einer ganz bestimmten Stunde Vorbringen kann. 
Auch an diesen Sprechtagen beträgt die Wartezeit 
höchstens eine halbe Stunde, selbst wenn schwierige 
Sach- oder Rechtsfragen eine Konsultation zwischen den 
Sekretären oder mit dem Fachrichter erfordern.

Vorabfertigung

Für Tage mit starkem Publikumsandrang — insbeson­
dere an Dienstagnachmittagen — haben wir eine Vor­
abfertigung eingeführt. Ein Sekretär überprüft, ob alle 
zur Antragstellung notwendigen Unterlagen vorhan­
den sind und ob der Rechtsweg zulässig ist; er errech­
net u. U. den bei Klageeinreichung zu entrichtenden 
Kostenvorschuß und händigt ggf. — z. B. bei einem An­
trag auf Ehescheidung — nach individueller Beratung 
die dafür entwickelten Formulare mit den erforder­
lichen Merkblättern aus. Nimmt er ausgefüllte Ehe­
scheidungsformulare und Kostenvorschüsse entgegen, 
dann achtet er auf die Vollständigkeit der Angaben und 
Unterlagen. Haben Bürger Schwierigkeiten mit der 
■schriftlichen Formulierung der Scheidungsgründe, dann 
unterstützt er sie, damit dem Gericht eine ordnungs­
gemäße Begründung der Klage vorgelegt werden 
kann.
Voranmeldung und Vorabfertigung haben dazu ge­
führt, daß die Anträge der Bürger wesentlich schneller 
und inhaltlich besser bearbeitet und erledigt werden 
können. Wartezeiten wurden verkürzt, Stauungen an 
Sprechtagen abgebaut, Sprechtage kontinuierlicher aus­
gelastet und den Bürgern Kosten und Wege erspart. 
Durch die Konzentration in der Bearbeitung der An­
träge konnte auch deren inhaltliche Qualität erhöht und 
damit insgesamt die Effektivität der gerichtlichen Ar­
beit gesteigert werden.

Zur Verwendung von Klageformularen und 
Fragespiegeln

Bewährt hat sich die Verwendung von Klageformula­
ren bei Ehescheidungen. Viele Bürger begrüßen diese 
Formulare vor allem auch deshalb, weil sie in der 
Rechtsantragstelle nicht über ihre Ehe und die damit 
zusammenhängenden Probleme sprechen wollen. Die 
Formulare ersparen ihnen einen mündlichen Vortrag, 
wenn auch nach unseren Erfahrungen in manchen die­
ser Fälle eine klärende Aussprache mit dem Sekretär 
vielleicht besser wäre. Das macht zugleich das Problem 
deutlich, daß bei der Verwendung von Formularen die 
rechtserzieherische Einwirkung auf den Bürger ver­
mindert werden kann.
Im Gegensatz zu G. K n e c h t  /  H .  R e i n w a r t h  / 
R. N i s s e 1 und in Übereinstimmung mit H. M o h r

(NJ 1975 S. 424 f.) halten wir Formulare für Wohnungs­
mietrechtsklagen generell nicht für erforderlich. In un­
serem Stadtbezirk wird der größte Teil derartiger Kla­
gen vom VEB Kommunale Wohnungsverwaltung oder 
von Hausverwaltungen eingereicht, deren Klageschrif­
ten alle erforderlichen Angaben zur straffen Durch­
führung des Verfahrens enthalten.

Angaben über die Arbeitsstellen der Parteien

Auch inhaltlich gute Klageschriften enthalten aller­
dings nur in den seltensten Fällen Angaben über die 
Arbeitsstelle der verklagten Partei. Hieran würde auch 
die Verwendung von Klageformularen nichts ändern. 
Der Sekretär darf in der Rechtsantragstelle die Auf­
nahme einer Klage nicht etwa deshalb ablehnen, weil 
die Arbeitsstelle des Verklagten nicht bekannt ist oder 
vom Antragsteller aus den verschiedensten Gründen 
nicht angegeben wird.
Nach der gegenwärtigen gesetzlichen Regelung (§ 2 
VereinfVO) ist die Arbeitsstelle der Prozeßparteien 
vom Gericht festzustellen, soweit dies für die Durch­
führung des Verfahrens erforderlich ist. Abgesehen da­
von, daß dieses Erfordernis aus den Angaben des An­
tragstellers nur selten ersichtlich sein wird, sind die 
Parteien nach §2 VereinfVO auch nur verpflichtet, dem 
Gericht i h r e  Arbeitsstelle mitzuteilen. Etwas anders 
ist die Regelung nach der neuen Zivilprozeßordnung: 
Nach § 12 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO, der den Inhalt der Klage 
bestimmt, hat der Kläger seine Anschrift, berufliche 
Tätigkeit und Arbeitsstelle sowie die Anschrift des 
Verklagten vollständig anzugeben; er s o l l  nach §12 
Abs. 2 Ziff. 1 ZPO die berufliche Tätigkeit und die 
Arbeitsstelle des Verklagten mitteilen.
Es wird also stets vom Gegenstand des geltend ge­
machten Anspruchs und von den Umständen des Ein­
zelfalls abhängen, ob schon bei der Aufnahme eines 
Antrags die Feststellung der Arbeitsstellen der Par­
teien unbedingt erforderlich und zu veranlassen ist. 
Nach unseren Erfahrungen ist das nur selten der Fall. 
Im übrigen leistet die Volkspolizei Unterstützung, wenn 
die Arbeitsstelle während des Verfahrens nicht bekannt 
geworden ist und für die Zwangsvollstreckung benötigt 
wird.

Fragespiegel und Schautafeln

Unterstützen möchten wir den von G. K n e c h t /  
H .  R e i n w a r t h  /  R .  N i s s e l  unterbreiteten Vor­
schlag, Fragespiegel für die Tätigkeit der Rechtsantrag­
stellen zu erarbeiten. Solche Ablaufmuster für die Ar­
beit — dieser Begriff ist u. E. treffender als der Begriff 
„Fragespiegel“ — sind aber nur für solche Klagearten 
erforderlich, für die es keine Formulare gibt, also nicht 
für Klagen auf Ehescheidung. Wir halten solche Ab­
laufmuster auch nur bei immer wiederkehrenden Kla­
gen für zweckmäßig.

Der Beachtung wert ist u. E. der Hinweis auf die Ver­
wendung von Schautafeln. Sie könnten im Wartezim­
mer der Rechtsantragstelle oder am Eingang des 
Gerichts angebracht werden, da sie sich ja ausschließ­
lich an den Bürger wenden. Sie könnten Hinweise auf 
alle für typische Klagearten notwendigen Unterlagen, 
die Höhe des zu entrichtenden Kostenvorschusses bei 
den verschiedensten Anträgen, eine Liste der zugelas­
senen Rechtsanwälte u. a. enthalten. Ob die Schautafel 
auch eine Musterkollektion der häufigsten Anträge ent­
halten sollte, darüber gehen allerdings auch in unserem 
Kollektiv die Meinungen auseinander. Auf jeden Fall 
könnten Schautafeln dann von besonderem Nutzen 
sein, wenn keine Vorabfertigung der Bürger erfolgt 
oder möglich ist.
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